
Prof. Dr. Steinitz (PDS):

Herr Krause, Sie hatten begründet oder gesagt, daß Irritatio­
nen auf Grund dieses Antrages entstehen könnten, weil er jetzt 
spät gestellt wird.

(Dr. Krause, CDU/DA: An sich zu spät.)

Können Sie erklären, das Problem ist ja längere Zeit bekannt, 
warum Sie diesen Antrag oder dieses Problem nicht rechtzeitig 
bei den Verhandlungen zur Sprache gebracht haben?

Dr. Krause (CDU/DA):

Wir haben im Rahmen der Verhandlungen das in den Eini­
gungsvertrag rübergebracht, was in der Währungsunion bereits 
galt, schlicht und einfach der Passus im Bereich der Dynamisie­
rung des Rentensystems, daß wir vor Ablauf der in der Bundes­
republik gesetzten Fristen - und der Ablauf ist ein Jahr - eine 
Steigerung als möglich ansehen.

Natürlich könnte man auch die Frage an die Abgeordnete Hil­
debrandt stellen, warum sie nicht schon im Amt diesen Antrag 
gestellt hat. Im übrigen möchte ich darauf hinweisen, daß ich an 
eine ganz andere Finanzierungssituation, die noch vor einigen 
Wochen aus dem gleichen Mund gekommen ist, erinnern möch­
te. Da sah es mit der Finanzierung nicht ganz so rosig aus, wie 
heute dargestellt.

Ziel (SPD):

Herr Dr. Krause, ich freue mich über die grundsätzliche Zu­
stimmung, die Sie eben bekundet haben, habe aber eine Frage an 
Sie: Halten Sie es für möglich, daß wir nicht in Form einer Emp­
fehlung arbeiten, sondern in Form eines Briefwechsels diese Sa­
che noch unter Dach und Fach bringen? Ich denke, Sie arbeiten 
ernsthaft daran. Ich habe das so kennengelernt in den Staatsver­
tragsverhandlungen, die wir zum ersten Staatsvertrag geführt 
haben. Würden Sie es für möglich halten, daß wir das in Form 
eines Briefwechsels für unsere Rentner unter Dach und Fach be­
kommen?

(Beifall bei der SPD)

Dr. Krause (CDU/DA):

Ich will die Frage konkret beantworten. Herr Abgeordneter 
_yZiel, ich würde mich freuen, wenn wir über den Ausschuß ge­

meinsam in Abstimmung mit dem zuständigen Minister diesen 
Briefwechsel vorbereiten. Vielleicht hätten wir, wenn mein Er­
suchen, Sie in der Verhandlungsdelegation zum Einigungsver­
trag mit in Sachen Sozialpolitik zu haben, sich hätte verwirkli­
chen lassen - das ist ja leider nicht möglich gewesen, wir kennen 
alle die Gründe -, diesen Sachverhalt bereits im Verhandlungs­
wege gelöst. Ich würde also diese Empfehlung zu einem Brief­
wechsel, der dann mit dem zuständigen Minister auszuhandeln 
ist bzw. mit dem zuständigen Ausschuß im Bundestag - wir müß­
ten ja dann weitere Bereiche sehen -, unbedingt unterstützen 
und würde das einer Empfehlung gleichsetzen, aber als Mittel 
wesentlich günstiger ansehen.

(Beifall bei CDU/DA)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Es tut mir leid, er wollte nur noch zwei Fragen beantworten. 
Will die F.D.P.-Fraktion dazu etwas sagen? - Die DSU? - Die 
PDS? - Bündnis 90? - Das ist wohl alles auch durch die Fragen 
klar geworden. Die 1. Lesung könnte beendet werden. Ach, der 
Herr Minister, er sitzt in meinem Rücken, ich danke für die Erin­
nerung.

Prof. Dr. Kleditzsch, Minister für Gesundheitswesen:

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Das Grundanlie­
gen wird von der Regierung sehr unterstützt. Herr Krause hat 
Sie über die derzeitige Rechtslage informiert. Ich gestatte mir, 
gering zu ergänzen.

Die Mehrausgaben für Renten bei einer Rentendynamisie­
rung können nur im Rahmen der vorausberechneten Beitrags­
einnahmen und des gesetzlichen Staatszuschusses finanziert 
werden, und die Defizithaftung - Differenz zwischen Einnah­
men und Ausgaben des Staatshaushaltes bzw. des Bundeshaus­
haltes gemäß Sozialversicherungsgesetz § 89 - gilt nur für das 
zweite Halbjahr 1990, und ich glaube, das ist etwas sehr Entschei­
dendes.

Wenn wir, wie Frau Hildebrandt vorgeschlagen hat, sofort mit 
Gesetz per heute die Rente dynamisieren und erhöhen, dann ist 
jetzt aus der gesetzlichen Lage heraus die Rente nicht zu finan­
zieren, auch nicht unter Anwendung des Sozialzuschlages, denn 
diese Gelder sind doch weitgehend ausgegliedert, und sie wür­
den auf keinen Fall reichen. Wir müssen darüber hinaus beden­
ken, daß ja die Rente dann fortzuzahlen ist über den 31.12. hin­
aus.

Ich schließe mich deswegen in Abstimmung mit dem Finanz­
minister sehr dieser Empfehlung an, entsprechend einer mögli­
chen Dynamisierung zu verhandeln und die 10 % einzubringen, 
und es sollte auch auf der Basis einer Nachverhandlung im Rah­
men des Briefwechsels erfolgen, so wie wir auch im Gesund­
heitswesen noch im Nachhinein doch einiges erreicht haben. Ich 
glaube, das ist eine gute und auch eine rechtliche Ausgangsba­
sis. Vielen Dank.

(Vereinzelt Beifall)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Danke schön. Es ist jetzt eine Überweisung dieser Vorlage an 
den Ausschuß für Arbeit und Soziales vorzunehmen und, da es 
sich um eine Finanzvorlage handelt, an den Haushaltsausschuß. 
Wünscht dazu noch jemand das Wort?

Wer ist dafür, daß das in die beiden Ausschüsse überwiesen 
wird? Den bitte ich um das Handzeichen. - Danke schön. Wer ist 
dagegen? - Wer enthält sich der Stimme? - Dies ist bei zwei Ent­
haltungen so beschlossen. Die Federführung sollte beim Aus­
schuß für Arbeit und Soziales liegen. Der Haushaltsausschuß ar­
beitet bei Finanzvorlagen immer zu. Es steht in der Geschäfts­
ordnung, daß die Federführung der Sachausschuß haben muß. 
Sache des Haushaltsausschuß ist es, eine Stellungnahme dazu 
zu liefern.

Die Frage der weiteren Behandlung dieses Antrages muß 
dann im Laufe der Zeit geklärt werden.

Ich komme zurück zum Tagesordnungspunkt 2: Abstimmung 
über das Gesetz zum Vertrag zwischen der Deutschen Demokra­
tischen Republik und der Bundesrepublik Deutschland über die 
Herstellung der Einheit Deutschlands, die Abstimmung also 
über den Einigungsvertrag.

Es haben ihre Stimmen abgegeben: 380 Abgeordnete. Davon 
war keine Stimme ungültig. Mit Ja haben gestimmt: 299 Abge­
ordnete.

(Beifall bei CDU/DA, DSU, F.D.P. und 
vereinzelt bei der SPD - 

Die Abgeordneten von CDU/DA, DSU und F.D.P. 
erheben sich von den Plätzen und spenden 

weiter starken Beifall)

Mit Nein haben gestimmt: 80 Abgeordnete. Ein Abgeordneter 
hat sich der Stimme enthalten.

Damit ist dieser Tagesordnungspunkt 2, der zweifelsfrei wich­
tigste auf unserer heutigen Tagesordnung, erledigt.
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